
Eine Analyse der Kran-
kenhauslandschaft in Nord-
rhein-Westfalen und ihrer
Gestaltung in der Zukunft
ist von den Ärztekammern
Nordrhein und Westfalen-
Lippe gemeinsam mit der
Krankenhausgesellschaft
NW bei der Augsburger BA-
SYS-Gesellschaft in Auftrag
gegeben worden.Damit rea-
gieren Ärzte und Kranken-
hausträger auf ein Gutach-
ten, das die Krankenkassen
bereits im Januar für den
Landesteil Westfalen-Lippe
in Auftrag gegeben hatten.

Prof. Dr. Jörg-Dietrich
Hoppe, Präsident der Ärz-
tekammer Nordrhein, be-
fürchtet, dass bei dem Kas-
sengutachten primär die
ökonomischen Belange in
der Krankenhausplanung
Berücksichtigung finden
werden.

„Die Krankenkassen be-
tonen gebetsmühlenartig, in
NRW gebe es im Vergleich
zu anderen Bundesländern
gemessen an der Einwoh-
nerzahl zu viele Kranken-
hausbetten“, bemängelt
Hoppe.„Es sollte mich wun-
dern, wenn dies nicht auch
das Ergebnis des Kassen-
Gutachtens sein wird.“ Das
gemeinsame Gutachten der
Ärzteschaft und der Kran-
kenhausträger solle dagegen
harte Daten für eine mor-
biditätsorientierte Kran-
kenhausplanung liefern,die
man auch in Zukunft wei-
ter erheben und in die Struk-
turplanung einbeziehen
könnte.

Nach den Worten von Dr.
Ingo Flenker,Präsident der
Ärztekammer Westfalen-
Lippe und Initiator des ge-
meinsamen Gutachtens,

wollen sich Ärzteschaft und
Krankenhausträger nicht
einfach ein „Gegengutach-
ten“ kaufen:„Wir haben uns
lange mit den Gutachtern
des von den Kassen beauf-
tragten Instituts für Ge-
sundheitsforschung (IGSF)
auseinandergesetzt.Zudem
kennen wir entsprechende
Arbeiten des IGSF für Ber-
lin und Mecklenburg-Vor-
pommern. Deren Ansatz
greift für uns zu kurz,weil er
einseitig auf eine Ressour-
cenzuweisung unter ökono-
mischen Vorzeichen setzt.“ 

Nach Flenkers Ansicht
kann es nicht ausreichen,
isoliert Statistiken zusam-
menzutragen, um Behaup-
tungen zu untermauern.
Vielmehr müsse ein Gut-
achten vor allem beleuch-
ten, ob es nicht die Struktu-
ren unseres Gesundheits-
wesens oder die Morbidität
unserer Bevölkerung sind,
die unsere auf den ersten
Blick überdurchschnittliche
Versorgung notwendig ma-
chen. „Schließlich nehmen
die Menschen in NRW ihre
Kliniken entsprechend in
Anspruch“, so der westfäli-
sche Ärztepräsident. „Für
die Zukunftsplanung müs-
sen deshalb die Gründe
hierfür auf den Tisch. Es
spielt keine Rolle, wie wir
uns eine Krankenhausver-
sorgung theoretisch vor-
stellen, sondern wie wir sie
brauchen.“

Von den Ärztekammern
und der Krankenhausge-
sellschaft NW wurde die
BASYS Beratungsgesell-
schaft für angewandte Sy-
stemforschung mbH mit
dem Gutachten beauftragt.
Grund für diese Auftrags-

vergabe war nicht zuletzt die
Verfügbarkeit einer eigenen
Gesundheitsdatenbank bei
BASYS sowie des Informa-
tionssystems „I+G Health-
care Regional“ der mitar-

beitenden I+G Gesellschaft
(München) – Instrumente,
die bisher für die Landes-
krankenhausplanung noch
nicht erschlossen worden
sind. ÄkNo/ÄkWL
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Eigenes Gutachten von Ärzteschaft
und Krankenhausträgern

SCHWANGERSCHAFTSABBRUCH

Meldepflicht auch bei 
Anwendung von Mifepriston

Niedergelassene Ärzte
und Leiter von Kranken-
häusern müssen Schwan-
gerschaftsabbrüche jeweils
nach Quartalsende dem Sta-
tistischen Bundesamt mel-
den. Das gilt auch für Ab-
brüche  unter Verwendung
des seit Juli 1999 vom Bun-
desinstitut für Arzneimittel
und Medizinprodukte zu-
gelassenen Mittels Mifepri-
ston (Mifegyne®). Das Sta-
tistische Bundesamt weist
darauf hin, dass die Melde-
pflicht in § 18 Abs. 1 des

Schwangerschaftskonflikt-
gesetzes festgeschrieben ist.
Die Meldung muss ohne Na-
mensnennung der Schwan-
geren auf dem Erhebungs-
vordruck des Statistischen
Bundesamtes erfolgen.
Rückfragen oder Anforde-
rung der erforderlichen Un-
terlagen bei: Statistisches
Bundesamt, Zweigstelle
Bonn, VIII A 5, Dr. Köhler,
Postfach 170377, 53029
Bonn, Tel. 01888/643-8154.

Statist. Bundesamt

AOK RHEINLAND

Beitragssatz
stabil

Die AOK Rheinland wird
ihren Beitragssatz von 13,4
Prozent stabil halten,wie de-
ren Vorstandsvorsitzender
Wilfried Jacobs sagte. Nach
seinen Angaben erwirt-
schaftete die mit einem Haus-
haltsvolumen von rund zehn
Milliarden DM größte Kran-
kenkasse im Rheinland 1999
einen Überschuss von 19,4

Millionen DM. Mehrbela-
stungen aufgrund der Ge-
sundheitsreform könne die
AOK Rheinland aus Rück-
lagen auffangen. Die Kran-
kenkasse konnte zum Jah-
resbeginn 10.000 neue Mit-
glieder gewinnen und sieht
sich „im Markt gut behaup-
tet“. Unterdessen teilte die
BKK für Heilberufe in Düs-
seldorf mit, dass ihre Mit-
gliederzahl im vergangenen
Jahr von 153.000 auf 294.000
und damit um 92 Prozent zu-
genommen hat. AOK

Anmeldeschlusstermin für Weiterbil-
dungsprüfungen 
Der nächste zentrale Prüfungstermin zur Anerkennung von Ge-
bieten, Teilgebieten und Zusatzbezeichnungen bei der Ärztekam-
mer Nordrhein ist der 30./31. August 2000.

Anmeldeschluss: Mittwoch, 19. Juli 2000

Informationen über die Modalitäten der Weiterbildungsprüfun-
gen 2000 und alle regulären Termine finden Sie im Heft Dezem-
ber 1999 auf Seite 28 f.  ÄKNo


